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Land:

Saarländisches Landesplanungsgesetz (SLPG), Gesetz Nr. 
1731 vom 18. November 2010 (Amtsbl. I,  S. 2599), 
zuletzt geändert durch Artikel 92 des Gesetzes vom 8. 
Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

Kommunalselbstverwaltungsgesetz (KSVG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. 1997,  
S. 682), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 4. Dezember 2024 (Amtsbl. I S. 1086, 1087).

Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saarland 
(Saarländisches Naturschutzgesetz - SNG), verkündet als 
Artikel 1 des Gesetzes Nr. 1592 zur Neuordnung des 
Saarländischen Naturschutzrechts vom 05. April 2006 
(Amtsbl. 2006 , S. 726), zuletzt geändert durch Artikel 162 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

Saarländisches Wassergesetz (SWG), in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juli 2004 (Amtsbl. 2004,  S. 
1994), zuletzt geändert durch Artikel 173 des Gesetzes 
vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

Saarländisches Klimaschutzgesetz (SKSG) vom 12.Juli 
2023 (Amtsbl. I S.620), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 13. November 2024 (Amtsbl. I S. 1074).

Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDSchG), 
verkündet als Artikel 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur 
Neuordnung des saarländischen Denkmalschutzes und 
der saarländischen Denkmalpflege vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358), zuletzt geändert durch Artikel 260 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

Bund:

Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2986), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189).

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 2 des Gesetzes vom 23. 
Juli 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 226))) geändert worden ist.

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 
Raumordnungsgesetz (ROG), Stand mit der Änderung vom 
12. August 2025:3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und 
die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung - 
PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. 
August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189).

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes zur 
Beschleunigung der Verfügbarkeit von Wasserstoff und zur 
Änderung weiterer rechtlicher Rahmenbedingungen für 
den Wasserstoffhochlauf und weiterer energierechtlicher 
Vorschriften vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84).

Gemeinde Schmelz

Aufstellungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Schmelz hat in seiner Sitzung am 
__.__.____ die Aufstellung des Bebauungsplans 
"Erweiterung Grubgarten" im Gemeindebezirk 
Michelbach beschlossen (§ 2 Abs.1 BauGB). 
Der Aufstellungsbeschluss wurde am __.__.___ 
ortsüblich bekannt gemacht.

Schmelz, den __.__.____

  .
.............................
Der Bürgermeister

Beteiligungsverfahren

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde vom 
__.__.____ bis __.__.____ durchgeführt (§ 3 Abs. 1 
BauGB).

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 
__.__.____ frühzeitig von der Planung unterrichtet (§ 4 
Abs.1 BauGB).

Der Rat der Gemeinde Schmelz hat in seiner Sitzung am 
__.__.____ den Entwurf des Bebauungsplans mit 
Begründung beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

Der Entwurf des Bebauungsplans wurde mit der 
Begründung in der Zeit vom  __.__.____ bis 
einschließlich __.__.____ im Internet veröffentlicht (§ 3 
Abs. 2 BauGB). Zusätzlich wurden eine oder mehrere 
andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeiten zur 
Verfügung gestellt.

Ort und Dauer der Auslegung sowie Angaben dazu, 
welche Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind, wurden am __.__.____ ortsüblich 
bekannt gemacht. Hierbei wurde darauf hingewiesen, 
dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist 
abgegeben werden können und dass nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen unberücksichtigt bleiben 
können.

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 
__.__.____ von der Auslegung benachrichtigt (§ 3 Abs. 2 
BauGB).
 

Der Rat der Gemeinde Schmelz hat in seiner 
öffentlichen Sitzung am __.__.____ die abgegebenen 
Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit 
und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange geprüft. 

Das Ergebnis wurde denjenigen, die Anregungen 
vorgebracht haben, mitgeteilt (§ 4 Abs. 2 Satz 4 BauGB). 

Satzungsbeschluss

Der Bebauungsplan "Erweiterung Grubgarten" wurde in 
der öffentlichen Sitzung am __.__.____ vom Rat der 
Gemeinde Schmelz als Satzung beschlossen. 
Die Begründung wurde gebilligt. (§ 10 Abs. 1 BauGB)

Ausfertigung

Die Satzung des Bebauungsplans "Erweiterung  
Grubgarten" wird hiermit ausgefertigt.

Schmelz, den __.__._____

..............................
Der Bürgermeister

Bekanntmachung
Der Beschluss des Bebauungsplans sowie die Stelle, bei 
der der Plan mit Begründung auf Dauer während der 
Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann 
und bei der über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, 
wurden am __.__.____ ortsüblich öffentlich bekannt 
gemacht.

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.

Schmelz, den __.__._____

...................................
Der Bürgermeister

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB und §§ 1 - 15 BauNVO)

1.1 Reines Wohngebiet (§ 3 BauNVO) 

siehe Planzeichnung, 
Reine Wohngebiete dienen ausschließlich dem Wohnen. 

Zulässige Arten von Nutzungen
Gem. § 3 Abs. 2 BauNVO
- Wohngebäude
- Anlagen zur Kinderbetreuung, die den Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets dienen.

Nicht zulässige Arten von Nutzungen
Gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO wird festgesetzt, dass die gem. § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Arten von Nutzungen:
- Läden und nicht störende Handwerksbetriebe, die zur Deckung des täglichen Bedarfs für die Bewohner 

des Gebiets dienen, sowie kleine Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
- sonstige Anlagen für soziale Zwecke sowie den Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets dienende Anlagen 

für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und sportliche Zwecke,
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes werden.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 BauGB und §§ 16 - 21 BauNVO)

siehe Nutzungsschablone
Das Maß der baulichen Nutzung wird im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans bestimmt durch die 
Festsetzung von:

2.1 Höhe baulicher Anlagen (§ 18 Abs. 1 BauNVO)

Für das Reine Wohngebiet wird die Höhe der baulichen Anlagen durch die max. Traufhöhe TH
(Schnittlinie der aufgehenden Wand der Gebäudelängsseite mit der Oberkante der Dachhaut bzw. der
Fortführung dieser Linie an der Giebelseite) und die max. Firsthöhe FH (Oberste Dachbegrenzungskante),
jeweils über dem Niveau der Achse der Straße "Am Grubgarten" im Endausbau, gemessen in der Mitte der an 
die Straße angrenzenden Gebäudeseite, senkrecht zur Straßenachse, festgesetzt: 

TH: 7,00 m 
FH: 11,00 m 

2.2 Grundflächenzahl (§ 19 Abs. 1 BauNVO)

Siehe Nutzungsschablone 
Die maximal zulässige Grundflächenzahl im Reinen Wohngebiet wird auf 0,4 festgesetzt. 

Bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche sind die Grundflächen von: 
- Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
- Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, 
- baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich 

unterbaut wird, 
mitzurechnen. 

2.3 Zahl der Vollgeschosse (§ 20 Abs. 1 BauNVO)

Siehe Nutzungsschablone, 
Die maximale zulässige Zahl an Vollgeschossen wird im WR auf maximal II Vollgeschosse festgesetzt. 

3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO)

siehe Nutzungsschablone
Gem. § 22 Abs. 2 BauNVO wird für das gesamte Plangebiet eine offene Bauweise festgesetzt. 

4. Überbaubare Grundstücksflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)

siehe Planzeichnung
Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO werden die überbaubaren Grundstücksflächen im vorliegenden Bebauungsplan 
durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt, die dem Plan zu entnehmen sind. 

5. Räume für freie Berufe (§ 13 BauNVO)

Gem. § 13 BauNVO sind im festgesetzten Reinen Wohngebiet für die Berufsausübung freiberuflich Tätiger und 
solcher Gewerbetreibender, die ihren Beruf in ähnlicher Art ausüben, Räume zulässig. 

6. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 BauNVO)

siehe Planzeichnung
Gem. § 12 Abs. 6 BauNVO sind Garagen nur innerhalb der überbaubaren Flächen, Stellplätze und Zufahrten auch 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Zwischen öffentlicher Verkehrsfläche und Garagen ist ein 
Abstand von mindestens 5,50 m als Stauraum einzuhalten. Pro Wohneinheit sind mindestens 1,5 Stellplätze auf 
dem jeweiligen privaten Grundstück herzustellen.
Untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen, die dem Nutzungszweck der im Baugebiet gelegenen 
Grundstücke oder des Baugebiets selbst dienen und seiner Eigenart nicht widersprechen, sind gem. § 14 Abs. 1 
BauNVO in den festgesetzten Baugebieten auch außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig.
Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 2 BauNVO, die der Versorgung des Baugebietes mit Elektrizität, Gas, Wärme 
und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienen, sind auch außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig, 
auch wenn im Bebauungsplan für sie keine besonderen Flächen festgesetzt sind.
Dies gilt auch für fernmeldetechnische Nebenanlagen sowie für Anlagen für erneuerbare Energien, soweit nicht 
Abs. 1 Satz 1 BauNVO Anwendung findet. Zu den Nebenanlagen i.S.d. § 14 Abs. 2 BauNVO zählen auch Flächen für 
Recyclingcontainer.

7. Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

siehe Planzeichnung
hier: Straße "Am Grubgarten"
hier: Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung "Feldweg"
hier: Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung - verkehrsberuhigter Bereich

8. Führung von oberirdischen oder unterirdischen Versorgungsanlagen und -leitungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Die im Gebiet anfallenden Abwässer sind im Trennsystem zu erfassen und abzuleiten, d.h. häusliches Abwasser 
sowie Straßenablaufwasser ist der Kanalisation, Dachablaufwasser sowie Drainwasser in einer getrennt davon 
geführten Leitung dem nächstgelegenen Vorfluter zuzuleiten, soweit die Fachplanung ergibt, dass dies mit 
angemessenem finanziellem Aufwand technisch möglich ist.

9. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

siehe Planzeichnung
M1: Entwicklung einer mageren Flachland-Mähwiese 
Auf den mit M1 gekennzeichneten Flächen ist eine magere Flachland-Mähwiese, Lebensraumtyp 6510 nach 
Anhang I der FFH-Richtlinie mit dem Erhaltungszustand C zu entwickeln. Der Zustand und Stand des 
Entwicklungsziels ist durch eine Erfolgskontrolle im 5. Jahr nach Umsetzung des Bebauungsplans zu überprüfen 
und bei Mängeln gegebenenfalls nachzubessern. Die Fläche ist bei der Bauausführung vor Befahrung oder 
sonstigen möglichen Beeinträchtigungen zu schützen. Eine Lagerung von Erdmassen, Baumaterialien und 
ähnlichem innerhalb der Fläche ist zu unterlassen.

10. Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen für 
Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB)

siehe Planzeichnung

Bepflanzung nicht überbaubarer Grundstücksflächen
Alle nicht überbauten Grundstücksflächen, die nicht für Zufahrten, Umfahrten, Stellplätze oder Nebenanlagen 
benötigt werden, sind intensiv zu begrünen.
Hierzu sind pro Grundstück mindestens ein hochstämmiger Obstbaum sowie ein weiterer hochstämmiger Baum 
(StU 12 - 14 cm) anzupflanzen; entlang der Grundstücksseiten ist ein 2 m breiter Pflanzstreifen anzulegen (Raster 
max. 1,50 m x 1,50 m).

Fassaden- und Dachbegrünung
Alle geschlossenen Fassadenflächen > 30 qm sind mit Kletterpflanzen zu begrünen. Dabei ist je 20 qm Wandfläche 
mindestens eine Kletterpflanze vorzusehen. 
Alle Flachdächer (Garagen) im Planungsgebiet sind extensiv zu begrünen.

Für alle Pflanzungen dürfen nur Sträucher und Bäume der nachfolgenden Pflanzliste verwendet werden:

Pflanzqualität
Zur schnelleren Wirksamkeit der Anpflanzungen im Sinne einer besseren Einbindung des Planungsraumes ins 
Landschaftsbild werden folgende Mindest-Qualitätsstandards an die Pflanzungen gestellt. Die Pflanzqualität hat 
daher den Mindeststandards der FLL (Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung, Landschaftsbau e.V., 
Bonn) zu entsprechen:

- Hochstämme: 2xv., StU 12-14 cm
- Heister: 2xv, ab 100 cm
- Sträucher: 2 Tr; ab 60 cm

Erfolgte Anpflanzungen unterliegen der Bindung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB.

11. Räumlicher Geltungsbereich (§ 9 Abs.7 BauGB)

Die genauen Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind der Planzeichnung zu 
entnehmen.

Feldahorn
Bergahorn
Hängebirke
Hainbuche
Hartriegel
Hasel
Eingr. Weißdorn
Zweigr. Weißdorn
Schwarzer Holunder
Eberesche
Schlehe
Stieleiche
Hundsrose
heimische Obstbaumsorten

Sommerlinde
Heckenrose
Filzrose
Brombeere
Himbeere
Salweide
Korbweide
Pfaffenhütchen
Vogelkirsche
Winterlinde
Traubeneiche
Gem. Schneeball

Hinweise

Grund-/Hangwasser
Im Planungsgebiet ist mit Grund- bzw. Hangwasser zu rechnen. Bei Lage der Kellersohle im Bereich von Grund- oder 
Hangwasser ist eine sog. "Weiße Wanne" vorzusehen. 

Alter Bergbau
Das Planungsgebiet liegt im Bereich des ehemaligen Eisenerzfeldes "Nunkirchen IX". Bei Ausschachtungsarbeiten ist auf 
Anzeichen von altem Bergbau zu achten und dies gegebenenfalls dem Oberbergamt mitzuteilen.

Munitionsfunde
Im Plangebiet ist mit Munitionsfunden zu rechnen. Ein vorsorgliches Absuchen wird angeraten. 

Denkmalschutz
Die Vorschriften des Saarländischen Denkmalschutzes sind zu beachten und einzuhalten. 

Rodungs- und Rückschnittarbeiten
Entsprechend § 39 Abs. 5 BNatSchG sind erforderliche Rodungs- und Rückschnittarbeiten im Zeitraum zwischen dem 
01. Oktober und dem 28. Februar des Folgejahres durchzuführen. Bei Feldgehölzen und Bäumen mit ausreichender 
Stammstärke, ist im Vorfeld geplanter Gehölzentfernungen eine Kontrolle auf Baumhöhlen/ - spalten etc. 
durchzuführen, welche potenziell von baumbewohnenden Federmausarten als Quartier (mögliche Fortpflanzungs- 
oder Ruhestätten i.S.d. § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) genutzt werden könnten.

Telekommunikationsanlagen
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom.
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikationslinien 
vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den 
Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und 
Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse soweit frei gehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit 
Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können.

Ökologische Baubegleitung
Vor Beginn der Baumaßnahmen hat eine Einweisung der bauausführenden Firmen durch ökologisch geschultes 
Fachpersonal zu erfolgen.

Erneuerbare Energien
Aus naturschutzfachlicher Sicht und im Sinne des flächensparenden Umgangs mit Grund und Boden ist eine Begrünung 
der Dachflächen sowie Nutzung der Fläche zur Gewinnung erneuerbarer Energien zu empfehlen. Es wird darauf 
hingewiesen, dass eine Kombination von Solarmodulen und begrünten Dachflächen grundsätzlich durchführbar ist.

Bodenschutz
Mutterboden, der bei der Errichtung baulicher Anlagen sowie Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist 
gem. § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung der Vergeudung zu schützen. Er ist 
fachgerecht zwischenzulagern und nach Möglichkeit auf den zu begrünenden Freiflächen wiederzuverwenden.
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Landesbauordnung (LBO), verkündet als Artikel 1 des 
Gesetzes Nr. 1544 zur Neuordnung des Saarländischen 
Bauordnungs- und Bauberufsrechts vom 18. Februar 
2004 (Amtsbl. 2004, S. 822), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 27. August 2025 (Amtsbl. I S. 
854, 855).

Saarländisches Nachbarrechtsgesetz (NachbG SL) vom 28. 
Februar 1973 (Amtsbl. 1973, S. 210), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. Juli 2015 (Amtsbl. I 
S. 632).

Saarländisches Gesetz zur Ausführung des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches 
Bodenschutzgesetz  SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. 2002,  S. 990) zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 9. Oktober 2024 (Amtsbl. I S. 854).

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes zur Änderung des Bundesjagdgesetzes und zur 
Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. März 
2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87).

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - 
BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. 
Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des zweiten Gesetzes zur 
Weiterentwicklung der Treibhausgasminderungs-Quote 
vom 1. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 163).

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen 
und zur Sanierung von Altlasten 
(Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG) vom 17. März 
1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306).

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) in der neuen Fassung vom 9. Juli 2021 (BGBl. I 
S. 2598, 2716).
Klimaschutzgesetz (KSG) vom 12. Dezember 2019 (BGBI. I 
S. 2513), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. 
Juli 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 235) geändert worden ist.
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